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Amtliche Bekanntmachung 
über die Versteigerung von Fundsachen 

 
 
Die beim Fundbüro der Stadt Iserlohn abgegebenen 
Fundsachen aus den Jahren 2015/2016, die von 
den Verlierern weder abgeholt noch von den Fin-
dern beansprucht worden sind, werden am Don-
nerstag, den 23.06.2016, ab 13.00 Uhr, im Foyer 
des Rathauses, Eingang Schillerplatz, versteigert. 
 
Die Empfangsberechtigten (Verlierer bzw. Finder), 
die Ihre zustehenden Fundsachen bisher noch nicht 
abgeholt haben, können ihre Ansprüche bis zum 
21.06.2016 beim Fundbüro der Stadt Iserlohn, Rat-
haus I, Schillerplatz 7, Zimmer 313, geltend ma-
chen. Eine Liste der zu versteigernden Fundsachen 
kann während dieser Zeit im Bekanntmachungskas-
ten im 2. Untergeschoss des Rathauses eingesehen 
werden. Nach Ablauf dieser Frist können Ansprüche 
nicht mehr geltend gemacht werden. 
 
Iserlohn, 04.05.2016 
 
Stadt Iserlohn 
Der Bürgermeister 

 
Dr. Ahrens 
 
 

 
 
 

Am Dienstag, dem 17.05.2016, 18:00 Uhr, findet 
in der Aula des Friedrich-Leopold-Woeste-

Gymnasiums, Albert-Schweitzer-Str. 1, 58675 
Hemer, die 17. Sitzung des Rates der  

Stadt Hemer statt. 

 

                                                     Tagesordnung 

1. Eröffnung der Sitzung, Feststellung der 
ordnungsgemäßen Einberufung und 
Beschlussfähigkeit 

  

2. Fragestunde für Einwohner zu schriftlich 
eingegangenen oder dringenden Anfra-
gen 

  

3. Prüfung der Niederschrift über die Sit-
zung vom 19.04.2016 

  

4. Eingänge für den Rat   

5. Prüfung der Bürgermeisterwahl der 
Stadt Hemer vom 31.01.2016 von Amts 
wegen gemäß § 40 Abs. 1 Buchstabe d 
i. V. m. § 46 b KWahlG NW 
Vorlage: 09/2016-0519 

  

6. Stellenplan 2016 mit Änderungsliste - 
[Beschlussfassung] 
Vorlage: 09/2016-0513/1 

  

7. Haushaltsplan für das Jahr 2016 hier: 
Satzungsbeschluss [Beschlussfassung] 
Vorlage: 09/2016-0512/1 

  

8. Mitteilungen des Bürgermeisters   

9. Anfragen   

 

Hemer, 03.05.16 
 
Gez. 
Michael Heilmann 
Bürgermeister 
 
 
 

 
 
 
Verfahren gemäß § 68 Abs. 2 Wasserhaushalts-

gesetz – WHG 
Vollzug des Gesetzes über die Umweltverträg-

lichkeitsprüfung (UVPG) 
-Feststellung der UVP-Pflicht- 

 
 

Bekanntgabe gemäß § 3a Satz 2, zweiter  
Halbsatz UVPG, 

des Ergebnisses der Vorprüfung des Einzelfalls 
nach § 3c UVPG 

 

 

Die Stadt Menden, vertreten durch ihren Bürgermeis-
ter, Neumarkt 5, 58706 Menden, plant im Bereich 
des Ortsteils Lendringsen, Walzweg, die Profilaufwei-
tung der Hönne. Im Rahmen der zur Verfügung ste-
henden Flächenbreiten soll sich der Verlauf der Hön-
ne eigendynamisch entwickeln können. Die natürli-
che Entwicklung des Fließgewässerbiotops steht im 
Vordergrund, mit der gleichzeitig die Funktionen der 
Wasserqualität und der Hochwasserretentionsraum-
vergrößerung gefördert werden. 

 

Da dieses Vorhaben in den Anwendungsbereich des 
UVPG fällt, wurde eine Vorprüfung des Einzelfalls 
gemäß § 3c UVPG durchgeführt. 

 

Die Untere Wasserbehörde hat im Rahmen der Vor-
prüfung festgestellt, dass für das beantragte Vorha-
ben keine Verpflichtung zur Durchführung einer Um-
weltverträglichkeitsprüfung besteht. 
 
Das Vorhaben kann nach Einschätzung der Unteren 
Wasserbehörde aufgrund überschlägiger Prüfung un-
ter Berücksichtigung der in der Anlage 2 UVPG auf-
geführten Kriterien sowie landesspezifischer 
Standortgegebenheiten keine erheblichen nachteili-
gen Umweltauswirkungen haben, die nach § 12 
UVPG zu berücksichtigen wären. 
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Gemäß § 3a Satz 3 UVPG ist diese Feststellung 
nicht selbständig anfechtbar. 
 
Die Screening-Unterlagen sind der Öffentlichkeit 
nach den Bestimmungen des Umweltinformations-
gesetzes bei der Unteren Wasserbehörde zugäng-
lich. 
 
Lüdenscheid, 10.05.2016 
 
Märkischer Kreis 
Der Landrat 
-Untere Wasserbehörde- 
Az.: 45.3-66.31.00-09 
 
Im Auftrage 
 
 
S i e g 
Verwaltungsfachwirt 
 

 
 
 

 
 
 
1. Änderung des Landschaftsplanes Nr. 6 
„Meinerzhagen“ des Märkischen Kreises 
 
- Beteiligung der Bürger gemäß § 27 b 
Landschaftsgesetz NRW (LG NRW) 

 
 
Der Kreistag des Märkischen Kreises hat in seiner 
Sitzung am 26. März 2015 die Änderung des Land-
schaftsplanes Nr. 6 „Meinerzhagen“ gem. § 29 LG 
NRW beschlossen. Der Aufstellungsbeschluss ist 
bereits im Amtlichen Bekanntmachungsblatt – 
Amtsblatt des Märkischen Kreises - Nr. 20 am 13. 
Mai 2015 öffentlich bekannt gemacht worden. 
 
Der Landschaftsplan Nr. 6 „Meinerzhagen“ ist seit 
dem 14. Dezember 2001 rechtskräftig. Im Rahmen 
eines Landschaftsplan - Änderungsverfahrens ist 
dieser Landschaftsplan an die aktuellen europa- 
und bundesrechtlichen Regelungen anzupassen 
und entsprechend zu ändern. Gemäß § 32 Abs. 2 
und 3 Bundesnaturschutzgesetz –BNatSchG- sind 
die in die Liste nach Art. 4 Abs. 2 Unterabsatz 3 der 
Richtlinie 92/43/EWG (FFH-RL) aufgenommenen 
Gebiete nach Maßgabe des Artikel 4 Absatz 4 die-
ser Richtlinie entsprechend den jeweiligen Erhal-
tungszielen zu geschützten Teilen von Natur und 
Landschaft im Sinne des § 20 Absatz 2 BNatSchG 
zu erklären. 
 
Für die Umsetzung der FFH-Gebiete in besondere 
Schutzgebiete sind im Bereich der rechtsverbindli-
chen Landschaftspläne die Kreise und kreisfreien 
Städte als untere Landschaftsbehörden und Träger 
der Landschaftsplanung zuständig. Im Bereich des 
Landschaftsplanes Nr. 6 „Meinerzhagen“  erfolgt die 
erforderliche Anpassung bei den FFH-Gebieten  
DE-4812-301 „Ebbemoore“ mit den NSG 2.1.1 
„Auf´m Ebbe“ (mit den Teilflächen 2.1.1/1 „Ebbe-
moore“, 2.1.1/2 „Buschhauser Siepen“, 2.1.1/5 
„Langes Holz“, 2.1.1/7 „Blomberger Bachtal“) sowie 
2.1.7 NSG „Listertal“ und 2.1.31 NSG „Sichter-
Talräume“ und DE-4912-303 „Gleyer“ mit den NSG 
2.1.8 „Gleyer“ und 2.1.9 „Holbecke“. 
 
Die FFH-Gebiete werden mit weiteren Festsetzun-
gen von Schutzgebieten umgesetzt. Durch die Ge-
bietsabgrenzungen, die formulierten Schutzzwecke 
und die Schutzwirkungen mit geeigneten Geboten 
und Verboten entsprechend den jeweiligen Erhal-
tungszielen entspricht der Entwurf des Landschafts-
planes Nr. 6 „Meinerzhagen“ den Anforderungen 
der FFH-Richtlinie. Die kartenmäßigen Abgrenzun-
gen der bestehenden Festsetzungen des Land-
schaftsplanes Nr. 6 „Meinerzhagen“ werden daher 
im Bereich der gemeldeten FFH-Gebiete ergänzt. 
Die betroffenen Festsetzungen werden darüber hin-
aus mit einer weiteren Darstellung als FFH-Gebiet 
überlagert und die betroffenen textlichen Festset-
zungen der bestehenden Naturschutzgebiete wer-
den entsprechend um die FFH-Erhaltungsziele er-
gänzt.  
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Darüber hinaus werden die Gebiete in der Entwick-
lungskarte mit einem speziellen, die bestehenden 
Entwicklungsziele überlagernden Entwicklungsziel 
dargestellt. 
 
Weiterhin ist durch das Inkrafttreten des Bundesna-
turschutzgesetzes am 01. März 2010, das nach der 
Förderalismusreform jetzt unmittelbar geltendes 
Recht darstellt, das Landschaftsgesetz NRW teil-
weise aufgehoben worden. Dies gilt nicht für das ei-
gentliche Landschaftsplan-Aufstellungsverfahren, 
aber insbesondere für die einzelnen Schutzkatego-
rien. Daher sind bei der Änderung des Landschafts-
planes die aktuellen gesetzlichen Grundlagen ein-
gearbeitet worden.  
 
Bei der 1. Änderung des Landschaftsplanes Nr. 6 
„Meinerzhagen“  ist daher ein Verfahren gemäß § 
29 Abs. 1 LG NRW durchzuführen. Die Änderungs-
bereiche in der Festsetzungskarte des Landschafts-
planes sind in der beigefügten Übersichtskarte dar-
gestellt. 
 
 
 
Bürgerbeteiligung 

 
Für die Dauer des Beteiligungsverfahrens ist es 
möglich, sich die Plan- und Textunterlagen online 
auf der Homepage des Märkischen Kreises 
(www.maerkischer-kreis.de) anzusehen und ggfs. 
auszudrucken oder herunterzuladen. Für Erläute-
rungen zu den veränderten Inhalten des Land-
schaftsplanes stehen die Mitarbeiter der Unteren 
Landschaftsbehörde zur Verfügung.  
 
Gemäß § 27 b LG wird allen Bürgern Gelegenheit 
gegeben, sich den Landschaftsplanentwurf in der 
Zeit  
 
von Montag, den 23. Mai 2016 bis einschließlich 

Donnerstag, den 23. Juni 2016 
 

im Kreishaus Lüdenscheid anzusehen. Jeder Bür-
ger kann sich innerhalb dieses Zeitraumes zu dieser 
Planung schriftlich oder auch mündlich während der 
Dienststunden beim Fachdienst Naturschutz und 
Landschaftspflege - Untere Landschaftsbehörde - 
des Märkischen Kreises in 58509 Lüdenscheid, 
Heedfelder Straße 45, Raum 404 äußern. Als An-
sprechpartner steht insbesondere Herr Dirks unter 
der Rufnummer 02351/966-6365 zur Verfügung. Bei 
einer persönlichen Rücksprache ist eine vorherige 
kurze telefonische Terminabsprache sinnvoll. Es 
gibt auch die Möglichkeit, sich per E-Mail 
(landschaft@maerkischer-kreis.de oder 
d.dirks@maerkischer-kreis.de) zu äußern. 
 
Die Beteiligung der betroffenen Behörden und öf-
fentlichen Stellen (Träger öffentlicher Belange) fin-
det zeitgleich statt. 
 
 

 
Hinweis 

 
Vom Tage dieser Bekanntmachung an bis zum In-
krafttreten des Landschaftsplanes, längstens jedoch 
drei Jahre lang, sind gemäß § 42 e Abs. 3 Land-
schaftsgesetz NW alle Änderungen der geplanten 
Naturschutzgebiete verboten. Wenn besondere 
Umstände es erfordern, kann der Kreis durch öffent-
liche Bekanntmachung die Frist bis zu einem weite-
ren Jahr verlängern. Die im Zeitpunkt der Bekannt-
machung ausgeübte rechtmäßige Bewirtschaftungs-
form bleibt unberührt. Sinn dieser Bestimmung ist 
es, während des Verfahrens Änderungen der Nut-
zungsart zu verhindern, die sich ökologisch nachtei-
lig auswirken und unter Umständen zu einem Ver-
lust der Schutzwürdigkeit führen können 
 
Lüdenscheid, 10. Mai 2016 
 
 
In Vertretung 
 
 
Dienstel-Kümper 
Kreisdirektorin

http://www.maerkischer-kreis.de/
mailto:landschaft@maerkischer-kreis.de
mailto:d.dirks@maerkischer-kreis.de
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Satzung der Stadt Lüdenscheid 

über die Bildung eines Ausbau- und Abrechnungsabschnittes 
sowie über das Teileinrichtungsprogramm der Erschließungsanlage „Mathildenstraße“ 

(zwischen der Bahnhofstraße und der südöstlichen Grenze des evangelischen Friedhofs) 
vom 04.05.2016 

 
 
Der Rat der Stadt Lüdenscheid hat am 25.04.2016 folgende Satzung beschlossen: 
 
 

§ 1 

 
Teileinrichtungsprogramm 

 
Die Erschließungsanlage „Mathildenstraße“ (zwischen der Bahnhofstraße und der südöstlichen Grenze des 
evangelischen Friedhofs) bedarf zu ihrer endgültigen Herstellung folgender Teileinrichtungen: 
 

- Fahrbahn, 
- Straßenbeleuchtung, 
- Straßenentwässerung, 
- Straßenbegleitgrün, 
- beidseitiger Gehweg im Bereich zwischen Bahnhofstraße und Lutherstraße, 
- Gehweg auf der südlichen Straßenseite im Bereich zwischen Lutherstraße und der südöstlichen 

Grenze des evangelischen Friedhofs, 
- Gehweg auf der nördlichen Straßenseite im Bereich des Grundstücks Gemarkung Lüdenscheid-

Stadt, Flur 9, Flurstück 3 (Trauerhalle des evangelischen Friedhofs). 
 
 

§ 2 

 
Ausbau- und Abrechnungsabschnitt 

 
Bei der Erschließungsanlage Mathildenstraße wird zum Zweck der Ermittlung und Verteilung des beitragsfähigen 
Aufwandes folgender Ausbau- und Abrechnungsabschnitt gebildet: 
 
von der Bahnhofstraße bis zur südöstlichen Grenze des evangelischen Friedhofs. Die betroffene Fläche ist nach-
stehend abgebildet. 
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§ 3 

 
Inkrafttreten 

 
Diese Satzung tritt mit dem Tage nach ihrer Bekanntmachung in Kraft. 
 
 
Die vorstehende Satzung wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
 
§ 215 Absatz 1 des Baugesetzbuches gilt nicht für die Verletzung von Vorschriften über die Bekanntmachung der 
Satzung. 
 
Gemäß § 44 Absatz 3 sowie Absatz 4 des Baugesetzbuches kann der Entschädigungsberechtigte Entschädigung 
verlangen, wenn die in den §§ 39 bis 42 bezeichneten Vermögensnachteile eingetreten sind. Er kann die Fällig-
keit des Anspruchs dadurch herbeiführen, dass er die Leistung der Entschädigung schriftlich bei dem Entschädi-
gungspflichtigen beantragt. Ein Entschädigungsanspruch erlischt, wenn nicht innerhalb von drei Jahren nach Ab-
lauf des Kalenderjahres, in dem die Vermögensnachteile eingetreten sind, die Fälligkeit des Anspruchs herbeige-
führt wird. 
 
Gemäß § 7 Absatz 6 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen kann eine Verletzung von Verfah-
rens- oder Formvorschriften der Gemeindeordnung beim Zustandekommen dieser Satzung nach Ablauf eines 
Jahres seit dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden, es sei denn, 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durch-

geführt, 
b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 
c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Gemeinde vorher gerügt und dabei die verletzte 

Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 
 
 
 
Lüdenscheid, 04.05.2016 
 
 
Der Bürgermeister 
Dieter Dzewas 
 
 
Diese öffentliche Bekanntmachung kann auch unter www.luedenscheid.de in der Rubrik "Aktuelles / Öffentliche 
Bekanntmachungen" eingesehen werden. 
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Haushaltssatzung 

der Stadt Altena (Westf.) 
für das Haushaltsjahr 2016 

 

 
Aufgrund der §§ 78 ff. der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Bekannt-
machung vom 14. Juli 1994 (GV. NRW S. 666), zuletzt geändert durch Gesetz vom 03. Februar 2015 (GV. 
NRW. S. 208),   hat der Rat der Stadt Altena mit Beschluss vom  30.11.2015, in der Fassung vom 18.04.2016, 
folgende Haushaltssatzung erlassen: 

 
 

§ 1 
 

Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2016, der die für die Erfüllung der Aufgaben der Gemeinden vo-
raussichtlich erzielbaren Erträge und entstehenden Aufwendungen sowie eingehenden Einzahlungen und zu 
leistenden Auszahlungen und notwendigen Verpflichtungsermächtigungen enthält, wird    

 
im Ergebnisplan mit  

 dem Gesamtbetrag der Erträge auf     48.512.702,00 EUR 
 dem Gesamtbetrag der Aufwendungen auf    48.461.182,00 EUR 
 

im Finanzplan mit  
 dem Gesamtbetrag der Einzahlungen  
 aus laufender Verwaltungstätigkeit auf      46.730.918,00 EUR 
 dem Gesamtbetrag der Auszahlungen  
 aus laufender Verwaltungstätigkeit auf      43.850.317,00 EUR 
 
 
 dem Gesamtbetrag der Einzahlungen aus  
 der Investitionstätigkeit   auf        2.746.455,00 EUR 
 dem Gesamtbetrag der Auszahlungen aus  
 der Investitionstätigkeit  auf        2.925.900,00 EUR 
 

 
dem Gesamtbetrag der Einzahlungen aus  
der Finanzierungstätigkeit auf                   0,00 EUR 

 dem Gesamtbetrag der Auszahlungen aus 
 der Finanzierungstätigkeit auf         1.526.219,00 EUR 

 
 

festgesetzt.   
 
 

§ 2 
 

Der Gesamtbetrag der Kredite, deren Aufnahme für Investitionen erforderlich ist, wird auf   
 

0,00 EUR 
festgesetzt.   

 
 

§ 3 
 

Der Gesamtbetrag der Verpflichtungsermächtigungen, der zur Leistung von Investitions- 
auszahlungen in künftigen Jahren erforderlich ist, wird auf  

 
709.000,00  EUR 

 
 festgesetzt. 
 
 

 

https://recht.nrw.de/lmi/owa/br_vbl_detail_text?anw_nr=6&vd_id=13826&vd_back=N194&sg=0&menu=1
https://recht.nrw.de/lmi/owa/br_vbl_detail_text?anw_nr=6&vd_id=13826&vd_back=N194&sg=0&menu=1
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§ 4 
  

Die Inanspruchnahme der Ausgleichsrücklage  aufgrund  des voraussichtlichen Jahresergebnisses im Er-
gebnisplans wird auf 

 
0,00 EUR 

und 
 
die Verringerung der allgemeinen Rücklage aufgrund des voraussichtlichen Jahresergebnisses  im Ergeb-
nisplan wird auf              
    

0,00 EUR 
festgesetzt. 

  
Das Eigenkapital ist seit 2013 aufgebraucht. Es liegt eine Überschuldung vor. 

 
§ 5 

 
Der Höchstbetrag der Kredite, die zur Liquiditätssicherung in Anspruch genommen werden dürfen, wird auf 

 
55.000.000,00 EUR  

 festgesetzt. 
 
 
 

§ 6 

 
Die Steuersätze für die Gemeindesteuern werden für das Haushaltsjahr

 
2016 wie folgt festgesetzt: 

 
 1. Grundsteuer 
 1.1 für die land- und forstwirtschaftlichen Betriebe 
  (Grundsteuer A) auf          400  v.H.  
 1.2 für die Grundstücke  
  (Grundsteuer B) auf          910 v.H.  
 
 2. Gewerbesteuer auf          480 v.H.  
 
 
 

§ 7 
 

 

Der Haushaltsausgleich ist bis zum Ende der Planungsperiode 2019 wieder hergestellt.  

Ein Haushaltssanierungsplan gem. § 6 Stärkungspaktgesetz wurde aufgestellt. Im Haushaltssanierungsplan 
wird der Haushaltsausgleich gem. § 75 Abs. 2 Satz 1 und 2 GO NRW unter Einbeziehung der Konsolidie-
rungshilfe im Haushaltsjahr 2016 erreicht. 

 
 

§ 8 
 
 Rechtsfolgen der kw- und ku- Vermerke 
 

1. Soweit im Stellenplan für Beamte und Tariflich Beschäftigte der Vermerk „künftig wegfallend“ (kw) an-
gebracht ist, dürfen freiwerdende Stellen dieser Besoldungs- und Entgeltgruppe nicht mehr besetzt 
werden. 

 
2. Soweit im Stellenplan für Beamte der Vermerk „künftig umzuwandeln“ (ku) angebracht ist, ist jede zwei-

te von da an freiwerdende, von einem Vermerk betroffene Planstelle dieser Besoldungsgruppe in eine 
Stelle der nächstniedrigeren Besoldungsgruppe umzuwandeln, und zwar fortwirkend bis zu der Besol-
dungsgruppe, für die die Obergrenze noch nicht erreicht ist. 

 
3. Soweit im Stellenplan für Tariflich Beschäftigte der Vermerk „künftig umzuwandeln“ (ku) angebracht ist, 

sind freiwerdende Stellen dieser Entgeltgruppe in Stellen niedrigerer Entgeltgruppen umzuwandeln. 
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§ 9
 

 

Zur flexiblen Haushaltsbewirtschaftung werden Erträge und Aufwendungen in den Produktgruppen zu Budgets 
verbunden. In den Budgets sind die Summen der Erträge und die Summen der Aufwendungen (ohne Personal- 
und Versorgungsaufwendungen, ohne bilanzielle Abschreibungen) für die Haushaltsführung verbindlich. 
 
Die Sätze 1 und 2 gelten auch für die Einzahlungen und Auszahlungen, jedoch nicht für Investitionsmaßnahmen 
sowie die Personal- und Versorgungsauszahlungen  (§ 21 (1) GemHVO). Die Erträge der einzelnen Budgets 
werden für zweckgebunden innerhalb der Budgets für alle Aufwendungen innerhalb des jeweiligen Budgets er-
klärt (§ 21 (2) GemHVO). 
 

 

Bekanntmachung der Haushaltssatzung 

 
Die vorstehende Haushaltssatzung mit ihren Anlagen für das Haushaltsjahr 2016 wird hiermit öffentlich bekannt-
gemacht. Die Haushaltssatzung mit ihren Anlagen und die Fortschreibung  des Haushaltssanierungsplans 2016 
sind gem. § 75 Abs. 4 GO NRW i. V. m. § 76 Abs. 2 GO NRW und gem. § 6 Abs. 3 des Stärkungspaktgesetzes 
für das Land Nordrhein-Westfalen der Bezirksregierung Arnsberg mit Schreiben vom 30.11.2015 zur Genehmi-
gung vorgelegt worden. Die Genehmigung gem. § 6 Abs. 2 Stärkungspaktgesetz NRW erfolgte am 09.05.2016 
durch die Bezirksregierung Arnsberg. Die Haushaltssatzung wird bei der Verpflichtung zur Aufstellung eines 
Haushaltssanierungsplans durch dessen Genehmigung nach § 76 Abs. 2 GO NRW in Verbindung mit § 6 Abs. 4 
Stärkungspaktgesetz NRW mit erfasst.  
 
Der Haushaltsplan 2016 einschl. der Fortschreibung des Haushaltssanierungsplans 2016 wird zur Einsichtnahme 
bis zum Ende der Auslegung des Jahresabschlusses gem. § 80 Abs.  6 in Verbindung mit § 96 Abs. 2 GO NRW 
während der allgemeinen Öffnungszeiten im Rathaus, Lüdenscheider Str. 22, Zi. 40 verfügbar gehalten. 
 
 
Hinweis 

 
Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeordnung 
für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) beim Zustandekommen dieser Satzung nach Ablauf eines Jahres 
seit dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden kann, es sei denn, 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durch-

geführt, 
 

b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 
 

c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder 
 

d) der Form- und Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt Altena (Westf.) vorher gerügt und dabei die ver-
letzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 

 
Altena (Westf.), 09.05.2016 
 
Dr. Andreas Hollstein, 
Bürgermeister 
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